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Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 26. Juli 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Bern, 25. Juli. Eine Interpellation über die Aeußerungen Du⸗ 
rando's in der italieniſchen Kammer wegen Annexion Teſſins, führte 
heute im eidgenöͤſſiſchen Rathe zu einſtimmigen Proteſtationen von 
Seiten des Bundesraths. Die teſſiner Abgeordneten beider Parteien 
und die ganze Verſammlung proteſtirten gegen jede Verletzung der In⸗ 
tegrität des ſchweizer Gebiets. 

Turin, 24. Juli. In der heutigen Sitzung der Deputirtenkam⸗ 
mer wurde ein vom Juſtizminiſter eingebrachter Geſetzentwurf gegen 
die Ausſchreitungen und Mißbräuche der geiſtlichen Gewalt mit gro⸗ 
ßem Beifall aufgenommen und für dringlich erklärt. 


Nagnſa, 24. Juli. Die Montenegriner ſind fortwährend bedrängt. 
Knaben von 12 Jahren werden in die Reihen eingeſtellt, um gegen die Tür⸗ 
ken zu kämpfen. Aus Trebigne vom 22. wird gemeldet: Es heißt, die Grenze 
wäre von den Montenegrinern bedroht. Heute ſind zwei Bataillone nach 
Korjevich abgegangen. 

Konſtantinopel, 19. Juli. 

Emir Bey, ehemaliger erſter Kammerherr des Sultans, wurde zum Gou⸗ 
verneur von Medinah, Kiamil Bey zum General:Director des Telegraphen⸗ 
weſens ernannt. Dem franzöſiſchen Botſchafter wurde der Osmanin⸗Orden 
erſter Klaſſe verliehen. 300 Kanoniere werden zur Verſtärkung der Beſatzung 
der türkiſchen Feſtungen nach Serbien geſchickt. Ein ruſſiſches Corps unter 
General Epdokimoff ſoll bei der Feſtung Hamkete umzingelt, die Feſtung 
von den Tſcherkeſſen erſtürmt und zerſtört worden fein. Aus Teheran wird 
über Bagdad gemeldet, die perſiſche Regierung habe die engliſche Regierung 
erſucht, Doſt Mohammed zur Rückkehr nach Kabul zu beſtimmen. 

Athen, 19. Juli. Der Telegraph von Argos nach Tripolizza wurde 
dem öffentlichen Verkehr übergeben. 
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Landtags = Verhandlungen. 
27. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (85. Juli). 
Präſ. Grabow eröffnet die Sitzung um 9% Ur. Am Miniſtertiſche: 

v. Holzbrinck und Regier.⸗Commiſſare Delbrück, Philippsborn und 

v. Pommer⸗Eſche; ſpäter v. d. Heydt. (Das Haus iſt ſpärlich beſetzt; 

es ſind kaum 50 Mitglieder anweſend.) ; 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs überreicht einen Geſetzentwurf, betreffend die 
Landgemeinde⸗Ordnung für Weſtfalen und die Rheinprovinz. Der Antrag 
gebt an eine beſondere Commiſſion. — Es wird in der Berathung des fran⸗ 
öfiihen Handelsvertrages fortgefahren. Art. 3 des Vertrages wird ohne 
Discuffion Ae ; desgleichen die Artikel 4—30. 

Zu Artikel 31 ergreift der Abg. Freiherr v. Gablenz das Wort: Der 
Wortlaut dieſes Artikels wirke auf die Vertragsverhältniſſe mit Oeſterreich 
zurück. Wenn zwiſchen Oeſterreich und dem Zollverein verſchiedene Zoller⸗ 
leichterungen beſtehen, fo daß manche Sätze unter den in dem vorliegenden 
Tarif er range Satz hinabgehen, fo richte er an die Staatsregierung die 
Frage, ob dieſe niedrigen Sätze wieder erhöht werden ſollen. Dieſe Ermäßi⸗ 
gungen beſtänden bereits, ſie ſeien Frankreich bekannt und gehörten ſomit 
nicht in die Kategorie derjenigen, welche „einer dritten Macht erſt in der 
Folge“, wie Art. 31 beſtimme, zugeſtanden werden ſollten. Die Erhöhung 
der Zölle würde ſehr nachtheilig für Schleſien ſein. E 

Aehnliche Bedenken regt auch der Abg. Plaßmann an. — Der Regier.: 
Commiſſar, Geb. Rath Delbrück, giebt beruhigende Zuſicherungen, indem 
er zugleich auf die freiere Richtung, welcher die neueren Kundgebungen 
Oeſterreichs auf materiellem Gebiete huldigten, hinweiſt. 

Der Art. 31 wird hiermit angenommen, ebenſo die Schlußartikel. 
In Bezug auf das demnächſt zu genehmigende Protokoll vom 29. März 
macht der Regier. Commiſſar darauf aufmerkſam, daß aus dem feſten Datum, 
das demſelben beigefügt ſei, nicht auf eine bereits geſchehene Vollziehung 
deſſelben zu ſchließen ſei, vielmehr datire nur die Paraphirung vom 29. März 
und die Ratification werde erſt gleichzeitig mit dem Vertrage ſelbſt eintreten. 

Der Referent Abg. Michaelis conſtatirt, daß daſſelbe überhaupt nur 
ein Verhältniß zwiſchen Preußen und Frankreich feſtſtelle, alſo als Sepa⸗ 
ratprotokoll zu bezeichnen fei. — Der Reg.⸗Commiſ. ſtimmt dem bei. Das 
Protokoll wird ebenfalls genehmigt. Ohne Debatte ſtimmt hierauf das 
Haus der Uebereinkunft, betreffend die Abfertigung auf den Eiſenbahnen, 
dem Schifffahrtsvertrage und dem literariſchen Vertrage bei. 

Zum Schluſſe der ganzen Debatte nimmt der General⸗Referent, Abge⸗ 
ordneter Michaelis noch das Wort: Die Abſtimmung, ſagt er, in die wir 
eintreten, wird den Abſchluß eines wichtigen Werkes für Preußen und 
Deutſchland bilden. Es ſind hier prinzipielle, provinzielle, gewerbliche In⸗ 
tereſſen geltend gemacht worden, und namentlich wurde die Prinzipienfrage 
mit Sorgfalt und Gründlichkeit verfochten und erörtert. Alle dieſe Intereſſen 
haben aber ihre endliche Verſöhnung auf der Grundlage des Vertrages ge⸗ 
funden. Für Preußen aber iſt der Vertrag ein Werk der Befreiung, wie 
auch in Bezug auf die inneren Verhältniſſe Deutſchlands. Beſonderen Dank 
aber müſſen wir den Vertretern der induſtriellen Ju c a wiſſen, nicht 
blos für die Lebhaftigkeit und Gründlichkeit, mit der ſie ſich an der Debatte 
betheiligt, ſondern weil durch ſie vornehmlich conſtatirt iſt, daß alle im Zoll⸗ 
vereine Geltung habenden Intereſſen auch in Preußen ihre Vertretung und 
ihren Ausgang haben und daß auch in dieſer Beziehung Preußen der natür⸗ 
liche Repräfentant der Zollvereinsſtaaten iſt (Bravo von allen Seiten). Mit 
beſonderer Befriedigung haben wir aus den neueſten Noten die entſchiedene 
Erklärung der Regierung vernommen, die Zollvereinsverträge nur unter der 
Bedingung der Tarifermäßigung verlängern zu wollen und können daher mit 
Ruhe der Erhaltung des Zollvereins entgegenſehen (Bravo). Wenn trotz 
der Mängel der Verfaſſung des deutſchen Volkes ein ſolches Werk zu Stande 
kommen konnte, ſo können wir mit um ſo größerer Genugthuung darauf 
blicken, da Preußen auch hierin wieder auf dem Gebiete der materiellen In⸗ 
tereſſen, feinen Beruf, an der Spitze Deutſchlands zu ſtehen, bewährt hat 
(Lebhaftes Bravo auf allen Seiten). 

Es wird hierauf zur Abſtimmung über die ſämmtlichen Verträge im Gan⸗ 
Je geſchritten. Die Abſtimmung erfolgt namentlich. Das Reſultat der⸗ 

elben ift die Annahme der Verträge mit 264 gegen 12 Stimmen. — Mit 
nein ſümmen die Abg. Biernacki, Blum, Froning, Fryſtazki, Funcke, Hob⸗ 
beling, Oſterrath, Plaßmann, Reichenſperger (Beckum), Schmidt (Paderborn), 

iegler; Dr. Krebs enthält ſich der Abſtimmung; Reichenſperger (Geldern) 
ſtimmt zur lebhafteſten Befriedigung des Hauſes für den Vertrag. 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Geſtatten Sie mir, meine Herren, Ihnen 
Namens der Regierung Dank zu ſagen für die Wärme und Einmüthigkeit, 
mit welcher Sie, gleich wie den früheren berathenen Handelsverträgen, fo 
den jetzt vorliegenden ungleich wichtigeren Verträgen Ihre Zuſtimmung ers 
theilt haben; Ihnen zugleich Dank zu ſagen für die Anerkennung, die Sie 
ſo vielfach im Taufe der Verhandlung und zuletzt durch das Schlußwort 

hres ausgezeichneten Referenten, den leitenden Principien, der Sorge und 
den Bemühungen der Regierung haben angedeihen laſſen. Hoffen wir, daß 
dieſem großen patriotiſchen Werke die Zuſtimmung der zollverbündeten Re⸗ 
gierungen nicht fehlen wird, und daß dieſes ſchöne Werk des Friedens, ſo⸗ 
wohl unſerem als unſerem weiteren Vaterlande zum dauernden Segen ge⸗ 
reichen möge. (Bravo rechts.) In der hervorgetretenen Uebereinſtimmung 
wird die Regierung einen Sporn und eine Ermunterung finden, unbeirrt 
und entſchieden au dem Wege fortzuſchreiten, den fie nach ſorgſamſter Er⸗ 
wägung mit vollſter Ueberzeugung zur Förderung der vaterländiſchen Inter⸗ 
eſſen gemeinſam mit Ihnen für den wichtigſten und erſprießlichſten erkannt 
hat. (Bravo rechts.) Die Fortſchritte, die wir auf dem Gebiete des Ge⸗ 
werbefleißes erzielt haben, gewähren uns die ſicherſte Bürgſchaft, daß wir 
auf der Bahn eines vernünftigen Fortſchritts, ermuntert durch eine heilſame 

Concurrenz und begünftigt durch erweiterte Abſatzgebiete mehr und mehr zu 

einer noch höheren Stufe gelangen werden. Die hervorgetretene Abſtimmun 

zeigt von Neuem, daß die Einigteit unter uns niemals fehlt, wenn es ſich 
darum handelt, die Ehre und die Intereſſen des Landes nach außen hin zur 

Geltung zu bringen. (Bravo rechts.) 

g Das Haus erklärt ſchließlich die den Handesvertra 1 Petitio⸗ 

ö sie se Antrage der Commiſſion durch den foeben gefaßten Beſchluß 
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Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der zweite Bericht der Com⸗ 
miſſion für Petitionen. 3 

Die erſte Petition, über die bereits berichtet ift, rührt von dem Vorſtande 
des Vorſchußvereins zu Schneidemühl her. Dieſer Verein, nach dem Princip 


Schulze (Delitzſch) gegründet und geführt, iſt kürzlich von der bromberger |f 


Regierung aufgefordert worden, alljährlich Kaſſenabſchlüſſe einzureichen; „da 
eine ſolche Anſtalt unzweifelhaft mit dem Armenweſen in directem Zuſam⸗ 
menhange ſteht, letzteres aber, ſo wie alle Geſellſchaften, welche öffentliche 
Zwecke verfolgen, nach der Regierungs⸗Inſtruction vom 1. Oktober 1817 8 2 
Nr. 2 und 5 der unmittelbaren Aufſicht der Regierung unterliegen.“ Der 
Miniſter hat eine Beſchwerde gegen dieſe Anordnung zurückgewieſen. Der 
Vorſtand hat ſich jetzt wegen Befreiung von dieſer Conkrole an das Haus 
gewendet Die Commiſſion hat, da bei der Berathung die Regierung ſich 
zu nochmaliger Prüfung der Sache bereit erklärte, den Antrag, die Petition 
zur Abhilfe zu überweiſen, abgelehnt und beantragt: Ueberweiſung an die 
Regierung zur Berückſichtigung. Ref. Abg. Pariſius (Gardelegen): Es 
handle ſich um die wichtige Genoſſenſchafts⸗Bewegung, und er halte ſich nun⸗ 
mehr für verpflichtet, die Sache zu vertreten, da die beiden Amendementſteller 
nicht zugezogen ſeien. (Der Redner geht hierauf näher auf den Inhalt der 
Petition ein und charakteriſirt die Behandlung der Vorſchußvereine als einen 
Ausfluß des Polizeiſtaates.) Er ſei der Meinung, daß die Frage, ob die 
Regierung ein Aufſichtsrecht über die Vorſchußkaſſen habe, unbedenklich ſei, 
aber inſofern, als er ſeinerſeits dieſe Frage verneine. Er bedauere die im 
Miniſterium des Innern in dieſer Frage herrſchende Auffaſſung. Die Vor⸗ 
ſchußvereine fänden ihre Kraft in der Selbſthilfe und ſeien groß geweſen im 
Kampfe mit der Bureaukratie. Nicht blos in der Solidarhaft beſtehe dieſe 
Selbſthilfe, ſondern auch in der Unabhängigkeit von den Behörden. Die 
Sache ſei eine ungemein wichtige, wenn man erwäge, daß die Vorſchußver⸗ 
eine bereits 324 Millionen Umſatz haben. Dabei bedenke man, daß dieſel⸗ 
ben erſt wenige Jahre beſtehen; im Jahre 1850 ſei der erſte Verein in De⸗ 
litzſch von dem Abg. Schulze (Berlin) gegründet worden, den man in und 
außer Deutſchland mit Recht als den Vater der deutſchen Genoſſenſchafts⸗ 
Bewegung bezeichne. Die Bewegung ſei erſt in ihren Anfängen, und nach 
der allmählich ſteigenden Entwickelung könne der Umſatz nach 10 Jahren auf 
etwa 200—400 Millionen angeſchlagen werden. Er glaube alſo, daß das 
Abgeordnetenhaus berufen ſei, das erſtemal, wo das Genoſſenſchaftsweſen 
an dieſes herantritt, zu Gunſten des letzteren ein einſtimmiges Votum zu 
thun, und bitte daher um Annahme des Commiſſions⸗Antrages. 

Finanzminiſter v. d. Heydt verſpricht in Abweſenheit des Miniſters des 
Innern, daß die Regierung die vorliegende Frage in jorgfältigfte Erwägung 
nehmen werde. 8 

Abg. Schulze (Berlin) zur Vertheidigung ſeines Amendements, der Ueber⸗ 
weiſung nämlich „zur Abhilfe.“ Die Sache ſei reif genug, um nicht blos 
zur Berückſichtigung der Regierung überwieſen, ſondern um endlich zu Gunſten 
der Genoſſenſchaften entſchieden zu werden. Es handle ſich um eine Ver⸗ 
wirrung der Rechtsbegriffe. Durch dieſes Einſchreiten der Behörden ſeien 
Perſonen, die ſich zu einer freien Vereinigung zuſammengeſchloſſen, in der 
Annahme von Darlehen behindert. Es ſei eine Verwechſelung von Dar⸗ 
lehns⸗ und Sparkaſſen vorhanden. Man könne mit eben jo großem Rechte 
die Privaten an der Aufnahme von Darlehnen hindern. Er glaube, daß die 
Regierung dieſer Begriffsverwirrung ſteuere, alſo Abhilfe gewähre. Früher 
hätten dieſe Kaſſen Conceſſionen ſich erwerben ſollen; das hätten ſie bekämpft 
und durch Entſcheidung der Gerichte zum Austrag gebracht; ſpäter habe man 
ſie wegen Uebertretung der Wuchergeſetze zur Verantwortung gezogen und 
dabei eine juriſtiſche Auffaſſung zu Stande gebracht, die eben ſo einzig ſei, 
wie die Auffaſſung der Vorſchußvereine als Sparkaſſen. In Lübben 
habe z. B. der Staatsanwalt deswegen einen ganzen Verein aus 150 Per⸗ 
ſonen zur Verantwortung gezogen, und dabei einen Wucher erfunden, den 
Jemand an ſich ſelbſt begangen haben ſoll. Denn bekanntlich ſeien die Ge⸗ 
noſſenſchaftsmitglieder auch die Inhaber des Geſchäfts. (Der Redner giebt 
zunächſt eine Ueberſicht der gegenwärtigen Lage des Genoſſenſchaftsweſens; 
er fährt darauf fort:) Er möchte nicht durch Annahme des Commiſſions⸗ 
Antrages auf n „zur Berückſichtigung“ das Mißverſtändniß her⸗ 
vorrufen, als ob die Sachlage nicht ſchon eine völlig klare ſei. Er wünſche, 
daß das Haus durch die Ueberweiſung zur Abhilfe gewiſſermaßen ein Verdict 
in dieſer Frage abgebe zu Gunſten der Genoſſenſchaft, nicht aus Sympathie 
für dieſelbe, ſondern aus Gerechtigkeit, um das Einſchreiten der Verwaltung 
in die freie wirthſchaftliche Bewegung abzuhalten. (Bravo). , 

Abg. v. Binde: Er fei mit den Tendenden, die der Vorredner entwickel 
habe, vollkommen einverſtanden und habe mehrfach Gelegenheit genommen, 
die Verdienſte deſſelben um die Genoſſenſchaften anzuerkennen. Dagegen 
könne er dem Amendement deſſelben nicht beitreten, weil es ſeiner Anſicht 
nach der Verfaſſung widerſpreche. Die Verfaſſung kenne nur „eine Ueber⸗ 
weiſung an die Regierung“, und darin liege das ganze Gewicht des Aus⸗ 
ſpruches eines Factors der Geſetzgebung. Das aber könne man von der 
Regierung nicht verlangen, daß ſie unbedingt dem Votum des Hauſes gemäß 
verfahren ſolle. Wenn man dies verlange, ſo werde man der Regierung die 
Verantwortlichkeit, die fie habe, geradezu nehmen. Die ſelbſtſtändige Erwä⸗ 
gung fei von der Verantwortlichkeit unzertrennlich; verlange man von der 
tegierung unbedingten Gehorſam, jo führe man dadurch eine parlamenta⸗ 
riſche Regierung ein, und das wünſche er im Intereſſe der Regierung, des 
Hauſes und der Verfaſſung nicht. So ſehr er mit den Tendenzen des Vor⸗ 
redners übereinſtimme, ſo empfehle er dennoch die Ablehnung ſeines Amende⸗ 
ments aus dieſen formellen Gründen und Annahme des Comm.⸗Antrages. 

Abg. Dr. Lette: Man habe früher oft genug ſchon Petitionen zur Ab⸗ 
hilfe überwieſen. Wenn fie, wie im vorliegenden Falle, nur die Auslegung 
der Geſetze beträfen, ſo ſei kein Eingriff in die Exekutive mit der Ueber⸗ 
weiſung „zur Abhilfe“ verbunden. Die große Bedeutung der wirthſchaftli⸗ 
chen Entwicklung, die im Vorſchußvereinsweſen liege, rechtfertige aber einen 
ſolchen Beſchluß vollkommen. Es ſei ſehr zu bedauern, daß fi die Regie⸗ 
rung ſo lange in dieſe neue Entwicklung nicht habe finden können. Was 
man in dieſen Vereinen angreife, ſei nichts als Sparkaſſe für die Einleger. 

Der Finanzminiſter: Die Regierung könne den Ausführungen des 
Abgeordneten für Stargard nur überall beiſtimmen; der Meinung, daß ſie 
ohne weiteres die Beſchlüſſe des Hauſes auszuführen habe, müſſe ſie ent⸗ 
egentreten; es möge der Beſchluß des Hauſes erfolgen, wie er wolle, die 
7 werde unter allen Umſtänden die Petition nur ſo entgegenneh⸗ 
u 7 be Verfaſſung dies zulaſſe. 

g. 


Antrag geſtellt habe, der ihn (Redner) verhindere, mit demſelben zu ſtim⸗ 
men. Den Ausführungen v. Vincke's trete er vollſtändig bei, es ſei dies 
eine Anſicht, die er früh € Auch d 
Ausführungen des Abg. Lette träfen nicht zu, denn es handle ſich hier 
nicht um einen Akt der Geſetzgebung, ſondern um einen Akt der Disciplin 
in der Handhabung der Geſetze und darin habe die Regierung allein die 
Verantwortlichkeit. Wolle man der Regierung zumuthen, daß ſie die Be⸗ 
ſchlüſſe des Hauſes unter allen Umſtänden ausführe, ſo ordne man ſie dem 
Hauſe unter, und eine ſolche Stellung könne man der Regierung nicht ge⸗ 
ben. Das Haus habe ſtets eine beſtimmte Rechtsanſicht ausgeſprochen, nie 
aber ein Verdict abgegeben. 

Abg. Schulze (Berlin): Er ſei mißverſtanden worden, er wünſche nur, 
daß das Haus eine klare, beſtimmte? 
Rechtsverletzung vorliege. Die Entſcheidun 
dert werden, die Vereine hätten in dieſer 
Dieſen Sinn habe ſein Antrag auf Abhilfe. — 


hilfe überwieſen werden dürfte. Die U 


nicht vor und er verwahre ſowohl den Abg. Schulze, als das ganze Hau 


9 geoen die Imputation, als ob die Regierung durch dieſen Antrag zu einer 
odifikation des Geſetzes gezwungen werden ſollte. — Abg. v. Vincke ver⸗ 

0 usdruck „Berüd: 

iae Bat ſei von der Commiſſion gerade gewählt worden, weil eine derar⸗ 
etition 


wahrt ſich gegen den Vorwurf der Inconſequenz. Der 


tige 
(Die Mini 


— erſtenmale an das 
ſion ein). 


aus gelangt ſei 


raf Schwerin: Auch er erkenne die Verdienſte des Abg. Schulze 
vollkommen an und bedauere deshalb, daß derſelbe in dieſer Frage einen 


er bereits entſchieden ausgeſprochen habe. Auch die 


Meinung ausſpreche, daß hier eine 
der Gerichte ſolle nicht verhin⸗ 
rage dieſelben gewiß hinter ſich. 
Abg. Immermann weiſt 
aus den früheren Ausführungen des Abg. v. Vincke nach, daß nach ſeinen 
heutigen Auslaſſungen die Petition weder zur Berückſichtigung noch zur Ab⸗ 
eberweiſung zur Abhilfe drücke nur 
entſchiedener die Meinung des ae 12 und ſtelle feſt, daß die une 
ng | ei. Ein Einarir in vi 1 

zeugung des Hauſes unzweifelhaf Eingriff in die Executive iege es ſich zu verhalten gedenke 


ter v. Mühler und Graf Lippe treten während dieſer Discuſ⸗ 


Abg. Lette vertheidigt gegenüber den Ausführungen des Abg. Grafen 
Schwerin den Ausdruck „zur Abhilfe“. — Abg. Graf Schwerin bezieht 
ſich auf einen frühern * „ in dem man über die Bedeutung der Ueber⸗ 
weiſung zur Abhilfe ſich nicht genügend verſtändigt habe. Dies ſei jetzt ge⸗ 
chehen, und ſo bitte er den Abg. Schulze, da ſie in der Sache einig ſeien, 
das Amendemeut zurückzuziehen. — a Schulze (Berlin): Er ziehe fein 
Amendement zurück, da der Zweck deſſelben erreicht ſei, ein unzweifelhaftes 
Votum des Hauſes darüber herbei zu führen, daß ſich die Petenten im 
Recht befänden. — Ref. Abg. Parriſius (Gardelegen) conſtatirt, daß ſich 
im Hauſe keine Stimme gegen das Recht der Petenten erhoben und auch 
das Staatsminiſterium ſich nicht dagegen ausgeſprochen hat. Er wünſcht 
nur, daß das Miniſterium eine Circularverfügung an die einzelnen Regie⸗ 
rungen über die Machtverhältniſſe der Vorſchußvereine Überhaupt erlaſſe, 
damit nicht wieder irgend eine Regierung aufs Neue gegen ſie ins Geſchirr gehe. 
Schon V. A. Huber habe ſich gegen dieſe bureaukratiſchen Einmiſchungen 
auf das Schärſſte ausgeſprochen, obwohl derſelbe hochconſervativ ſei. — 
Abg. Dr. Waldeck iſt mit der Zurückziehung des Amendements einverſtan⸗ 
den, hält aber den vom Grafen Schwerin bezogenen Fall nicht für identiſch 
mit dem vorliegenden. Es habe ſich damals darum gehandelt, ob ein ein⸗ 
elner Miniſter befugt ſei, ein feſtſtehendes Landesgeſetz gegenüber der Auf⸗ 
Yaflung der Landesvertretung, im Verwaltungswege zu ändern. 

Die zweite Petition iſt die eines Tagelöhners Möller in Hottmar, Kreis 
Warendorf, dem die genannte Gemeinde die Anſiedlung verweigert hat, da 
er einen genügenden Vermögensnachweis nicht geführt habe. Die Regie⸗ 
rung hat der deshalb geführten Beſchwerde eine Ausführung entgegengeſetzt, 
wonach zwar nicht zu behaupten ſei, daß materiell das Vermögen des Pe⸗ 
tenten zu gering ſei, ſondern nur zu rügen, daß dieſer Vermögensnachweis 
nicht in der vom Geſetze geforderten Form geführt worden ſei. Die Com ⸗ 
miſſion hat dieſen Grund nicht für durchgreifend anerkannt, ſondern bean⸗ 
tragt Ueberweiſung der Petition zur Berückſichtigung. 

bg. v. Gottberg: Er erkläre ſich gegen den Commiſſions⸗Antrag; es 
ſei in der Sache vollkommen geſetzlich verfahren worden. Die Berechnung 
der Commiſſion über die Vermögenslage des Petenten führe, wenn man ſie 
recht betrachte, zu einem ganz anderen Reſultate, und das Haus könne ganz 
beſonders darüber gar nicht urtheilen, ob das Vermögen ſo ausreichend ſei, 
wie es erforderlich wäre. Das Haus dürfe alſo unter dieſen Umſtänden 
einen ſolchen Beſchluß, wie die Commiſſion ihn vorſchlage, nicht faſſen. 

Abg. Lette: Das Recht der Anſiedelung ſei ein ſehr wichtiges, welches 
man in keiner Weiſe verkümmern ſollte; der Boden ſei dort weit mehr werth, 
als hier angenommen worden, und das Haus möge die Petition der Re⸗ 
gierung in dem Sinne überweiſen, daß unſere Anſiedelungs⸗Geſetzgebung 
einer Reviſion unterworfen werden müſſe. 


das Haus ſich nicht zu miſchen habe. 
Cultusminiſter v. Mühler: Wäre die Frage nur, wie der Vorredner ſie 


auffaſſe, Sache der Disziplin, ſo gehöre ſie gewiß nicht vor das Haus, die 


Commiſſion wünſche aber, wie ihm ſcheine, nur eine Vermittelung der Re⸗ 
gierung, um den von den Petenten vorgetragenen Uebelſtand zu beſeitigen. 
In dieſem Falle wolle er, da hierbei das königliche Patronat in Betracht 
koneme, gern die Hand zur Vermittelung bieten. Der evangeliſche Ober⸗ 
Kirchenrath, für den er dieſe Erklärung abgeben könne, ſei ebenſo bereit, 
ſowohl das Recht der Geiſtlichen zu ſchützen, als auch Mißſtände in der 
Kirche zu beſeitigen, ein gutes Vernehmen zwiſchen den Pfarrern und Ge⸗ 
meindegliedern herzuſtellen. 3 

Abg. Eberty: Das Haus ſei überall berufen, für die Freiheit des Volkes 
einzutreten, und dazu gehörten auch die religiöfen Gemeinden, deren Recht 
eſchützt werden müſſe, wenn die Regierung es vernachläſſige. Dieſer Fall 
ei eclatanter, als der Geſangbuchsſtreit der delitzſcher Gemeinde. Das Ver: 
fahren des Predigers Noack ſei unerhört und das Haus wohl berechtigt, ſich 
des Rechtes der Petenten anzunehmen. Dem Cultus miniſter ſtehe noch 
immer, ſelbſt nach den Vorſchriften des Reglements für den Ober⸗Kirchen⸗ 
rath, die Entſcheidung über ſolche Fälle zu, ſo lange wenigſtens, als der 
Artikel 15 der Verfaſſung nicht ausgeführt ſei. Der Miniſter ſei alſo dem 
Hauſe verantwortlich. 

Cultusminiſter v. Mühler: Der Pfarrer Noack ſei ein rechtmäßig ein⸗ 
geführter Geiſtlicher der Landeskirche. Dem Hauſe ſtehe, wie er nochmals 
bemerken müſſe, keine Competenz in Sachen der Disciplin der Kirche zu. 

Abg. v. Janiszewski: Es handele ſich um eine innere Angelegenheit 
der Kirche; die Ordnung der Disciplin ſtehe nur den geiſtlichen Behörden 
zu. Gehöre dies nicht in das innere Gebiet der Kirche, ſo wiſſe er nicht, 
was dahin gehöre. Das Erhabene und Heilige in jeder Religion dürfe man 
nicht ins Profane hinabziehen. Die Petenten ſeien berechtigt, zu bitten, 
aber die Sache gehöre nicht vor das Forum des Hauſes. ; 

Der Abg. Dr. Baur ftellt den Antrag, die Petition in jo weit zur Bes 
rüdfichtigung zu überweiſen, als fie die Entfernung des Pfarrers aus ſeiner 
bisherigen Stellung beantrage. 

Abg. Krauſe: Obwohl er bedaure, daß ſolche Angelegenheiten öffentlich 
verhandelt werden, ſo müſſe er doch, da ſie einmal zur 
dagegen proteſtiren, daß es eine Sache der inneren Disciplin ſei. So lange 
der Art. 15 der Verfaſſung nicht ausgeführt ſei, habe das Haus wohl das 
Recht, für die Selbſtſtändigkeit der Kirche einzutreten (Bravo). Noch jetzt 
verwalteten königliche Commiſſarien die Kirche, alſo ſei die Kirche nicht ſelbſt⸗ 
ſtändig. Der evang. Ober⸗Kirchenrath ſei unverantwortlich. Die Regierung 
babe kein Recht, eine ſolche unverantwortliche Behörde zu etabliren (Bravo). 
Der Oberkirchenrath müſſe der Reg. verantwortlich ſein, und ſo lange dies 
nicht der Fall ſei, ſo müſſe der Culkusminiſter Rede und Antwort in ſolchen 
Fällen ſtehen. Erſt wenn der Art. 15 ausgeführt ſei, würde das Haus ſich 
nicht mehr um ſolche Angelegenheiten zu kümmern haben (Bravo). — Abg. 
en Es wäre beſſer, wenn das Haus ſtillſchweigend das Verſprechen des 

ultusminiſters acceptirt hätte. Den Stab zu brechen über einen Geiſtlichen 
ohne andere Beweiſe, als wie fie der Comm. Bericht enthalte, das gehe über 
feine Begriffe und mehr noch über feine Gefühle (Bravo), Wolle das Haus 
über Union, Confirmandenunterricht, über Disciplin der Kirche, über Seel⸗ 
ſorge und andere Fragen entſcheiden und dann noch leugnen, daß es ein 
Kirchen⸗Convent ſei? Wenn der Fall bewieſen fei, jo würden die Behörden 
den Geiſtlichen gewiß beſeitigen müſſen. Es ſtebe nur feſt, daß ein Zer⸗ 
würfniß in der Gemeinde herrſche. ollte nun der Cultusminiſter vermit⸗ 
teln, ſo müſſe man das acceptiren. Ein Recht, in die Freiheit der Kirche 
einzugreifen, habe derſelbe nicht. Es ſei beſſer, wenn das Haus dieſe Ange⸗ 
legenheiten in die Hände des Juſtizminiſters lege; dann wiſſe man doch, wie 


Der Schluß wird beantragt und angenommen. Nach einer kurzen 
Empfehlung des Commiſſions⸗Berichts durch den Ref. Abg. Gräſer und 
einer perjönlihen Bemerkung des Abg. Eberty, welcher der Ref. beipflichtet, 
nimmt das Haus den Commiſſions⸗Antrag mit großer Majorität an. 
Dagegen die katholiſche Fraltion und die Altliberalen. 

Abg. Sliegel referirt mündlich über die Petition des Kaufmanns und 
Hausbeſitzers 


—— a a M i 8 ZB '; 


prache gekommen, 


arl Menzel zu Reichenſtein um Verleihung zur Konzeſſion 


eines Gafthofes erſter Klaſſe daſelbſt. Die Commiſſion beantragt, die Peti⸗ 
tion dem Miniſterium zur Berückſichtigung zu überweiſen. 2 Er 
Minifter des Innern v. Jagow: Inſofern die Petition eine bis jetzt 
unbekannte Thatſache enthalte, werde ſich die Regierung der Erwägung der⸗ 
ſelben nicht entziehen. Er halte indeß die Ueberweiſung zur Berückſichtigung 
für bedenklich und bitte, die Petition nur zur nochmaligen Prüfung zu über⸗ 
weiſen. — Abg. Fliegel: Neue Thatſachen ſeien nicht vorgebracht; 
eben deswegen, weil alle vorgetragenen Thatſachen bereits der Verwaltungs⸗ 
behörde vorgelegen, habe die Commiſſion den Antrag auf Berückſichtigung 
geſtellt. — Der Commiſſions⸗Antrag wird mit großer Majorität angenommen. 
Es folgen ferner mündliche Referate über Petitionen, welche ſämmtlich 
die Ertheilung einer Conceſſion zum Betriebe der Schankwirthſchaft verlan⸗ 
gen. Die Commiſſion beantragt die Petitionen des Fleiſchermeiſters Gerlach 
u Neuhersdorf bei Ratſchkau und des Freihändlers Mathias Gerlach zu 
euſtadt a. S. der Staatsregierung zur Berückſichtigung zu überweiſen, da⸗ 
gegen über die Petitionen des Gutsbeſitzer Tolknitt zu Selborger, Kreis 
Sensburg, und des Kaufmanns Koppe bei Arendſee zur Tagesordnung 


beurtheilt werden. Das Geſetz wegen des veränderten Landesgewichts hab 
in keiner Weiſe ein Finanzgeſetz fein ſollen; er habe ſich von der Berech 
ung der Petition überzeugen müſſen. Die Natur der Steuer bleibe im Zu⸗ 
ſchlag derſelbe, wie die Hauptſteuer, und es müſſe der Stadt auch der Antheil 
von dieſem Zuſchlage ausgezahlt werden. — Der Grund, daß dieſe Petition 
bereits früher durch Tagesordnung erledigt ſei, ſei nicht durchgreifend; das 
Haus ſei doch nicht an den Beſchluß einer früheren Seſſion gebunden, da 
eine Continuität zwiſchen den Seſſionen nicht exiſtire. Er gebe ſich der Hoff⸗ 
nung hin, daß der Finanzminiſter ſich von der Gerechtigkeit der Forderung 
der Stadt Berlin überzeugen werde, i 
Reg.⸗Commiſſar: Der Finanzminiſter jei anderweitig verhindert, der 
Sitzung noch weiter beizuwohnen. Es handle ſich hier nicht um ein Prinzip 
für die Zukunft, ſondern einfach um einen Geldanſpruch, der aus dem Ge⸗ 
ſetze herzuleiten ſei. Die Regierung habe erwogen und ſei zu der Ueberzeu⸗ 
gung gelangt, daß ſie nicht verpflichtet oder berechtigt ſei, der Forderung 
der Stadt zu entſprechen. In dieſer Ueberzeugung ſei die Regierung von 
dem früheren Abgeordnetenhauſe unterſtützt worden. Es handle ſich hier 
lediglich um einen Anſpruch, den der Richter zu entſcheiden habe, und er be⸗ 
reife nicht recht, wie das Haus in einer ſolchen Sache einen Beſchluß faſ⸗ 
en wolle. Die Reg. würde aber, falls das Haus dem Eomm.⸗Antrage beitre⸗ 
ten ſollte, die eingehendſte Erwägung eintreten laſſen, da ſie die Sache ſelbſt 
für zweifelhaft halte. Das Objekt, um welches es ſich handle, würde im 
Minimum 35,600 Thaler, im Maximum 43,000 Thaler betragen. Das ge⸗ 
ſtellte Amendement ſei überflüſſig, weil es ſich von ſelbſt verſtehe, daß die 
Entſcheidung für alle übrigen mahlſteuerpflichtigen Städte maßgebend ſei. 
Abg. Reichenſperger (Geldern): Das materielle Recht in dieſer Sache 
ſei klar; die Regierung, wenn ſie die Zweifelhaftigkeit der Sache anerkenne, 
könne dabei das Recht nicht für den Fiskus in Anſpruch nehmen (Bravo). 
Der Reg.⸗Commiſſar: Er habe die Rechtsfrage abſichtlich nicht berührt, 
da ſeiner Meinung nach Rede und Gegenrede hierbei nicht entſcheide. Die 
Regierung habe ſich an die beſtehenden Verhältniſſe gehalten. — Abgeordne⸗ 
ter Dr. Faucher: Es handle ſich hier nicht um eine bloße Rechtsfrage, 
ſondern um das Steuerbewilligungsrecht des Hauſes. Es könne nicht mehr 
von dem Steuerzahler gefordert werden, als das Haus bewilligt, Es handle 
ſich ferner um die Parität der Mahl- und Schlachtſteuer und Klaſſenſteuer. 
Es dürfe die verfaſſungsmäßige Steuergleichheit nicht verletzt werden. Er 
ſtimme für den Commiſſionsantrag. Abg. Dr. Virchow: Ehe die Commune 
den Rechtsweg beſchreite, müſſe das Haus ihr auf einfachere Weiſe zu ihrem 
Rechte zu verhelfen ſuchen; das Recht ſei ſo unzweifelhaft auf Seiten der 
Commune, daß das Haus ſich recht gut entſcheiden und einen Ausſpruch 
thun könne. Die Rückſicht auf die Geldſumme könne das Haus nicht ab⸗ 
halten, das Recht der Commune Berlin anzuerkennen, und zwar um fo we⸗ 
niger, da es ſich eben um eine ſo erhebliche Summe handle. Es handle ſich 
aber hier nicht blos um das Intereſſe der Stadt Berlin, ſondern aller 
mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte; er ſei daher auch für die bean⸗ 
tragte Ausdehnung des Commiſſionsantrages. 

Abg. Kühne (Elberfeld): Ob der Commune der Mehrbetrag zurückzuer⸗ 
ſtatten ſei, auch von dem 25 Zuſchlag, das ſei eine Rechtsfrage; er 
halte den Finanzminiſter nicht einmal für berechtigt, ehe darüber nicht ein 
gerichtlicher Ausſpruch extrahirt iſt, die Steuer herauszuzahlen; er werde für 
die Ueberweiſung der Petition in dem Sinne ſtimmen, daß die Regierung 
ſich mit dem Magiſtrat von Berlin dahin einige, den Ausſpruch der erſten 
Inſtanz als maßgebend gelten zu laſſen. — Der Reg.⸗Com miſſar erwi⸗ 
dert einige nicht genau verſtändliche Worte. — Abg. Graf Schwerin: Das 
Haus könne keine Rechtsfrage entſcheiden; er bitte um Uebergang zur Ta⸗ 
gesordnung. — Abg. Prince⸗Smith: Er ſtimme mit dem Abg. Faucher 
darin überein, daß es ſich darum handle: „Was hat das Haus der Regie⸗ 
rung zu erheben bewilligt?“ Jedenfalls nicht ſo viel, als die Regierung ver⸗ 
lange. — Abg. Schwarz ſpricht noch einmal für die Berücſichtigung. — 
Abg. Kühne: Es ſei zweifelhaft, ob der Finanzminiſter das Recht zur For⸗ 
derung habe; deshalb müſſe das Gericht darüber entſcheiden. — Abg. Pflü⸗ 
cker macht darauf aufmerkſam, welchen Eindruck es machen würde, wenn 
eine ſolche Frage vom Hauſe fort an ein Kreisgericht gewieſen werde. — 
Abg. Hagen: Die Regierung ſei früher ſelbſt der Anſicht geweſen, daß ſie 
nicht das ½ von dem 25% Zuſchlag erheben könne. 

Regierungs⸗Commiſſarius: Einer nochmaligen Erwägung trete 
die Regierung gar nicht entgegen; wenn die Regierung früher eine andere 
Berechnung angenommen, ſo hindere das nicht, daß ſie ſpäter einer ande⸗ 
ren Anſicht ſich zuwende. r 

— Abg. Mühlenbeck glaubt bei dieſer Ueberweiſung heharren zu 
müſſen. 

Der Commiſſions⸗Vorſchlag (Ueberweiſung) wird mit dem Gottberg⸗ 
ſchen Amendement angenommen. 8 

Einige andere Petitionen betreffen Einkommen⸗Steuer⸗Reclama⸗ 
tionen. Die Commiſſion ſchlägt Ueberweiſung zur Berückſichtigung 
vor, „damit die Regierung ſämmtlichen Bezirkscommiſſarien zur Pflicht 
mache, alle Einkommenſteuer⸗Reclamgtionen unter Würdigung reſp. Wider: 
legung der von ihnen angeführten Gründe mit Beſcheid zu verſehen. 

Abg. v. Benda gegen den Commiſſions⸗Vorſchlag, weil die Regierung 
den Commiſſarien gar nicht ſolche Anweiſungen geben dürfe. 

Regier.⸗Commiſſar Burghart: Die Regierung hatte den Wunſch, den 
Rellamanten möglichſt klar darzulegen, weshalb man ihre Reklamationen 
nicht berüdjichtige. * tönne man deshalb dem Antrage der Comm. 
leicht nachkommen. In der Sache ſelbſt aber ſei die Ausführung ſchwerer. 
Dann werde man oft eine Gegenrechnung bis auf Heller und Pfennig an⸗ 
ſtellen müſſen; das könnten die Bezirks⸗Commiſſare nicht, und man würde 
fie dazu nicht anhalten können, weil man die aus freier Entſchließung in die 
Commiſſionen getretenen Mitglieder achten müſſe und ihnen keinen derarti⸗ 
gen Befehl geben könne; ferner werde dieſe Arbeit für die Commiſſtonen eine 
viel zu große Laſt ſein, endlich ſei eine genaue Erforſchung des Einkommens 
gar nicht möglich. Oft beſchwerten ſich ja die Reklamanten auch nur darüber, 
daß man ihr Einkommen nicht in derſelben Art beſteuert habe, wie bei an⸗ 
dern; der Eine gewinne 4 pCt. von ſeinem Vermögen; wie ſolle man nach⸗ 
weiſen, daß ein Anderer mehr oder weniger davon gewinne. Die Regierung 
möchte gern helfen; eine bindende Verpflichtung für alle Fälle könne fie aber 
nicht übernehmen. 0 
Abg, Reichenſperger (Beckum): Selbſt die Gerichte gäben ja nicht 
innere Gründe an, und dektetirten einfach in Erwägung der Gründe, die der 
Gerichtshof in ſeinen Sitzungen berathen; alſo würden auch hier nicht in⸗ 
nere Gründe anzuführen fein, 

Refer. Abg. zur Megede geſtebt die Schwierigkeit der Ausführung zu 
hält dieſelbe aber nach un perſönlichen Erfahrungen nicht für — 
u. Haus nimmt den Antrag der Ueberweiſung an die Regierung 
nicht an. 

Präſident Grabow ſchließt die Sitzung nach 2½ Uhr. Nächſte Sitzun 
Montag 10 Uhr; Tagesordnung: Die Lommiſſtons Berichte über die Gesch 
Entwürfe wegen Auſhebung des Orts⸗Brieſbeſtellgeldes und wegen der ge⸗ 

richtlichen Inſinuationen, der Budgetbericht über die Etats der beiden Häu⸗ 


— 1802 
ſer, des Staatsminiſteriums u. ſ. w., der Commiſſions⸗Bericht über den 


Tweſtenſchen Antrag wegen der Continuitätsfrage, und der dritte Petitions⸗ 
Bericht der Gemeinde⸗Commiſſion. 


Berlin, 25. Juli. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Geſandten z. D., Kammerherrn v. Thile, 
den Stern zum rothen Adlerorden 2. Klaſſe mit Eichenlaub, dem Adjutan⸗ 
ten und perſönlichen Stallmeiſter Sr. M. des Königs von Schweden 
und Norwegen, Rittmeiſter v. Fiſcherſtroem, den k. Kronen⸗Orden 
3. Klaſſe, ſowie dem Hauptmann und Compagnie⸗Chef v. Studnitz 
vom 3. Garde-Regiment zu Fuß und dem Seconde-Lieutenant Frhrn. 
v. Eſebeck von demſelben Regiment die Rettungs⸗Medaille am Bande 
zu verleihen. 

An Stelle des bisherigen britiſchen Conſular⸗Agenten Luchſinger in 
Swinemünde iſt Herr John Auguſtus Baumann zum britiſchen Conſular⸗ 
er daſelbſt ernannt und in dieſer Eigenſchaft dieſſeits anerkannt 
worden. 

Am Friedrichs⸗Collegium zu Königsberg i. Pr. iſt dem Oberlehrer Dr. 
Lewitz das Prädikat „Profeſſor“ beigelegt worden. St.⸗A. 

[Vom Hofe] Se. Majeſtät der König kamen heute Vormittags mit 
dem 12⸗Uhr⸗Zuge vom Schloſſe Babelsberg nach Berlin. 

— Die japaneſiſche Geſandtſchaft fuhr heute Vormittags 412 Uhr über 
Charlottenburg nach Spandau. 
v. Gottberg und der Lieutenant Graf zu Eulenburg. Der königl. Geſandte 
Graf zu Eulenburg hatte an der Seite des Fürſten von Simodske Platz ge⸗ 


nommen; der Attaché v. Bunſen befand ſich im Wagen der Fürſten v. Swami] z 
Der 


und v. Noto. 

erlin, 23. Juli. [Eine Petition Wander's.] 
„D. A. 3“ wird geſchrieben: Nächſt der von dem Dorfgericht zu 
ürrgoy dem Abgeordnetenhauſe eingereichten Petition dürfte die, welche 
der Lehrer Wander in dieſen Tagen übergeben hat, wohl zu denen ges 
hören, die in dieſer Seſſion ein allgemeineres Intereſſe erregen. 
Allerdings iſt ſie in Einer Beziehung perſönlich; allein der Kampf, 


den Wander führt, iſt ein Rechtskampf und verdient von dieſem] Louisa 


Geſichtspunkt aus die öffentliche Aufmerkſamkeit. Um jedem Mit⸗ 
gliede des Hauſes Gelegenheit zu geben, ſich über die Verfolgungen, 
die er erlitten, und den eigentlichen Grund derſelben zu informiren, 
hat Wander die Petition drucken und im Hauſe der Abgeordneten 
vertheilen laſſen Damit aber auch dem Publikum Gelegenheit gegeben 
wird, ſich ein Urtheil über Wander und die faſt ſyſtematiſchen Ver⸗ 
folgungen wie Rechtsverweigerungen, die er erlitten hat, zu bilden, iſt 
die Schrift auch im Buchhandel (Berlin, Franz Duncker) erſchienen. 


Wir erſehen aus der Schrift, daß die „kleine und mächtige“ Partei|r * 


ſchon in den dreißiger Jahren an der Entfernung Wander's aus 
dem Lehramt zu arbeiten begann, weil er ein ihren Planen 
entgegenſtehendes, liberaleres Bildungs-Prineip mit nicht einzuſchüch⸗ 
ternder Conſequenz vertrat. Die kleine Schrift lieft ſich wie ein Ro⸗ 
man, obgleich ſich Thatſache an Thatſache reiht. Oder erſcheint es 
nicht faſt unglaublich, wenn man S. 9 lieſt, daß gegen Wander 1845 
eine zweijährige Criminalunterſuchung eröffnet und er von feinem Lehr: 
amt, in das er nach der Freiſprechung wieder eingeführt ward, ſus⸗ 
pendirt wurde, weil er in einem in einer Bürgerverſammlung zu Hirſch⸗ 
berg gehaltenen Vortrage beklagt hatte, daß die Germania auf einer 
ſeitens einer Gewerbeausſtellung ausgegebenen Denkmünze „ſitze, daß 
ſie ein ſo trübes Geſicht mache, und daß ſie endlich den Mund 
fo feſt geſchloſſen habe, daß man ihre ſchönen Zähne nicht 
ſehen könne“; und weil er den Satz ausgeſprochen hatte: 
„Wenn das preußiſche Volk eine Braut von guter Conſtitution befigt, 
mit der es bereits 1815 verlobt iſt, ſo wird die Polizei die Ehe oder 
Hochzeit nicht hindern.“ Nun, fie hat fie wirklich nicht gehindert; 
aber es war damals ein Verbrechen, daß Wander ſich erlaubte, dies 
drei Jahre eher zu wiſſen und auszuſprechen, als die Regierung. Wir 
empfehlen die kleine Schrift jedem, der Theilnahme an einem, wenn 
auch in kleinerm Kreiſe geführten Rechtskampf beſitzt. Iſt erſt jeder 
Deutſche auf ſeinem Boden ein ſolcher Kämpfer, dann haben wir den 


Rechtsſtaat. 
Deut ſchlan d. f 

Dresden, 25. Juli. [Der Kurfürſt von Heſſen.] Heute 
Nachmittag iſt der Kurfürſt von Heſſen in Begleitung ſeiner Gemah⸗ 
lin, der Frau Fürſtin v. Hanau, von Teplitz kommend hier eingetrof⸗ 
fen und in Dremel's „Vietoria⸗Hotel“ abgetreten. 

DOeſterrei ch. 

Wien, 24. Juli. [Serbiſche Conferenz.] Wie die „Do: 
nauzeitung“ vernimmt, haben in Konſtantinopel die Conferenzen be⸗ 
züglich der ſerbiſchen Angelegenheiten begonnen. Die Verhältniſſe 
bezüglich Montenegro's bilden keinen Gegenſtand, der bei dieſen 
Conferenzen zur Berathung kommt. 

Breslau, 26. Juli. [Diebſtähle] Geſtohlen wurden: zu Pöpelwi 
elf Stück waſhgeſtd re Ode, Aübdech tee 5 Stadt Rom a Porte 
monnaie mit circa 20 Thlr. Inhalt; einem Milchpächter von ſeinem Wagen, 


welchen derſelbe ohne Aufſicht an der Ecke der Altbüſſer⸗ und Kupferſchmiede⸗ T [ 


Straße hatte ſtehen laſſen, ein grauer Tuchpaletot, ein ſchwarz und weiß 
karrirtes wollenes und ein hell und dunkelblau karrirtes Umſchlagetuch, 
He _- geftreifte Unterjade und eine defekte roth und gelb karrirte 
ſerdedecke. 

Gefunden wurden: ein baumwollener Regenſchirm, ein weißes Taſchen⸗ 
tuch, ein Schlüſſel und ein grünſeidner Regeſchirm. 2 

Angekommen: kaiſerlich ruſſiſcher General von Berski und Gemahlin 
aus Warſchau. Oberſt und Inſpektor der dritten Feſtungs⸗ Abtheilung 
Hummelt aus Glogau. (Pol.⸗Bl.) 
‚Breslauer Sternwarte. 
2710,88 | +14,8 | S. 1. 
2711,29 +13,8 W. 1. | 
e r ſt an 


d. 
Juli. Obe 13 F. 5 J. Unterpegel: — F. 11 g. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 25. Juli, Nachm. 3 Uhr. Die Rente begann mit 68, 40, ſtieg 
auf 68, 50 und ſchloß unbelebt zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr 
waren 93% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 68, 45. 4 prz. 
Rente 97, —. Iproz. Spanier 47%, [proz. Spanier 43%. Silber⸗Anleibe 
Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Altien 490. Credit ⸗mobiljer⸗Aktien 827. 
Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 612. Oeſterr. Credit⸗Aktien —. 

London, 25. Juli, Nachm 3 Uhr. Silber 614 — . Conſols 93%. 
Iproz. Spanier 44%. Mexikaner 28%, Sardinier 84. Sproz. Ruſſen 96% , 
885 Ruſſen 89%. Hamburg 3 Monat 13 Mk. 7½ Sch., Wien 12 Fl. 
5 Kr. — 


Heiter. 


25. Juli 10 U. Abds. 
Trübe. 


26. Juli 6 U. Morg. 


Wa 
Breslau, 20. Juli. Eier x 


Nach dem neueſten Bankausweis beträgt der Noten⸗Umlauf 22,203,055, | Haf 


der Metallvorrath 18,060,617 Pfd. St. 

Trieſt, 25. Juli, Nachm. Der fällige Lloyddampfer iſt mit der Ueber⸗ 
landspoſt aus Alexandrien eingetroffen. Kr 

Wien, 25. Juli. Mittags 12 Uhr 30 Minuten. Matter. Sproz. 
Metall. 70, 90. 4 proz Metall, 62, 25. Bank⸗Aktien 797. Nordbahn 
197, 80. 1854er Lobſe 90, 25. National⸗Anleihe 82, 30. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 246, 50 126. 25. Hamburg 
94, 25 Paris 49, 95. 5 Silber ,-. Eliſabetbahn 157, 50, 
Lomb. Eiſenbahn 282, — Neue Looſe 129, 60. 1860er Looſe 90, 90. 

Frankfurt a. M., 25. Juli. Nm. 2 Uhr 30 M. Oeſterr. Fonds unver: 
ändert, Geſchäft ohne Leben. Vollbezahlte neue Ruſſen 90%. chluß⸗ 
Courſe: Ludwigsh.⸗Bexbach 136, iener Wechſel 93½. Darmſt. Bank⸗ 
aktien 220. Darmſt. Zettelbank 250. Sproz. Met. 55 . 4 proz. Met. 48%, 
1854er Loofe 7044. Deilerr, National⸗Anleihe 63%. Oeſterk.⸗Franz. Staats⸗ 
Eiſenb.⸗Aktien 223%. Oeſt. Bank⸗Antheile 744. Oeſt. Credit⸗Aktien 19847, 
Neueſte öſterr. Anleihe 73%, Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 122. Rhein⸗Nahe⸗ 
Bahn 32%. Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 126%, 

amburg, 25. Juli, Nachm. 2 Uhr 0 Minuten. Börſe geſchäftslos. — 

Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 64%. Oeſterreich. Crevit⸗Aktien 83%, 


Creditaktien 213, 50. London 
Gold — il 


. 


Die lange Wagenreihe eröffneten der Major | Zräm.-A: 


Vereinsbank 101%. Nordd. Bank 97%. Rheiniſche 93%. Nordbahn 63%. 
Disconto 2%. Wien 96, 25. Petersburg 30. x 
Hamburg, 25. Juli. [Getreidemarkt.] Weizen loco ſehr feſt, ab 
auswärts unverändert. Roggen loco feſt, ab Königsberg pr. uli⸗Auguſt zu 
85—86 zu kaufen. Oel pr. Oktbr. 28%, pr. Mai 28. Kaffee * Sack 
größtentheils Rio umgeſetzt. Zink 4000 Ctr. Sept.⸗Okt. 11% Mk. 
Liverpool, 25. Juli. [Baumwolle.] 3000 Ballen Umſaßz. — 


Preiſe ge en sei erg 107 Seas 21,380 Ballen. Upland 
17%, Orleans 18, Surate — 0 4 2 
1 3 — 25. Juli. Getreivemarkt (Schlußbericht) In Weizen 


Für Frühjahrsgetreide volle Preiſe gezahlt. Wetter 


Getreidemarkt (Schlußbericht'. Weizen 
ral wenig Geſchäft. Raps Herbit 


lebhaftes Geſchäft. 
ſehr ſchön. . 

Amſterdam, 25. Juli. 
und Roggen ohne weſentliche Veränderung; 
79. Rüböl Herbſt 45%. 


Berliner Börse vom 25. Juli 1862. 
Fonds- und Gel deourse. Boten en 
Erole, Btaste-Anleihelstu5102%, G. Obsrachlen. B.. 7 % 13614 bz. 
kostenl. v. 180, 624% 105 en 2 8. TAGE 1804 br. 
dito 34, 58. ne 102% br. to Prior A. — —.—.— 
alto Tec 4100 bz. dito Prior n. 1 83% ba. 
6159 1, J, ba älto Prior O.. — — 2 — 
Stabts- Selm Hen 555 0% bz. dig Prior D.. 407 G. 
5 %%% br. dito Prior F. — 47107 G. 
102%. bz. dito Prior F.. — [44,102 be 
776 ba Gppeln-Taract. | 4 440 bz 
110855 bz Priaz-W, (St-V} a 65H, B. 
10 Rheinische „u... 5 14 ya A et 494 5b. 0 
10116 8 dito (St.) Pr. — | 41102 B. 
+) 4 108% 6: &ito Prior... — 4 199% bz. 
NS 8. dito III. Em. 4 -- 4½%%%½% ba. 
4 99%, bz Bbein-NFahebehu | — 917 B. 
284% © Rubrort-Crofold. 344.391 B 
4 100% bz Starg-Fosener . 4 [2%,102 bz. 
Pommersche. | A ‚91% ba. Thüringer 6% 123½ 0. Ve: k. feli. 
EB Pogensche 4 887% bz. Wilbalins-Bahn. | 466% bz. 
3 Proussischo ....., 4 199%, ba. to Prior — ; . 
3 1Weostf. u, Bbato, . 4 99% bz. Alto III. Em. | — 
3 |8ächalsche ....... 4 |100%, bz dito Prior At. N 
Schlegiache „ur... 4 1004 6 ao dito 
09 ũ9ĩBIee e unge = a 
Goläkromen e S Preuss. und ausl. Bank-Letlen. 
Ausländische Fonds. 1881 70 
Onsterr. Metall. . 86 5% be. Berl. K.-Vorein.! Bj} 4 115% G. 
dito Ser Pr.-Anl. | 4 [73 B. Ber\-Hand.-Gon | 5 | 4 195% 0. 
Ato neue 100 -f. -T. — C B. Berl. W.-Crec, G. - 5 
dito Nat--Auleihe. 5 4 ½ ba. Byannechw. ark A 461 ½ B 
dito Banken. n. nr. — 80 % be. Bremer == 7 4e, B 
@urs.-ongl, Anleihe . 5 94 ¼½ B. Ooburz. Orodit-A. 474 C. 
dito ®. Anleihe. . 5 ‚85% G. Darmst. Zettel-B.] 81 4 f, @. 
dito poln. Bch.-ObL] 483 ½ G. Dermat. Oredb.- A. 5 4% 8 ba. u. G 
poln. Piandhriefo ...| 4 — -— Dean, Oreditb. A. — 4 B. 
dito III. Em. »..++ 4 187% be. u G Dae mn, | 6 4 % br. 
olg. Obl. & 800 El.. 4 % B. Genf. Greditb.-A. 2 | A 5% bz 
1 a 300 Kl. 8 1:5 Gsranr Bank 5 4 f u 
dito 8 400 UI. . 42% G b. Frd. Bank d 4 06% B 
Polin. Danknotan ....|— 18714 0 „ Ver, „ "Allg @ 
Eurhess, Ad Thlr.. 57. B. Heungv. 10 40 4 %%% bz. 
Baden 88 El.. . B . 5 3 47% etw bz 
7 uxembre. 104 0% 
Actien-Gourse, Magd. Priv. „ 4.ů 482 
D Bei Mein.-Oreditb.-A. | 4 Ist, ba u. B. 
21%, Minerva-Bwg.-A. | — 5 4½ G. 
Aach-Dusgeld. . 374 86 ½% he Jester. Ordtb.-4.| 7% 5 85 6 84% br. 
Anch.-Mastsicht. | 3½ 4 4½ @ Pos. Prov.-Bank ( 4 %% B 
Amat.Betterdem | Gy A 0 ens Preusg. B.-Anthl| 47% 4½ % bz. 
Perg. Märkische | 0% 4 [109% ba. Schl. Bank-Vor. A |t8 ba. 
Berin-Anhaltor ,| 64 410% K Thüringer Bank | 2% 60 B 
Berlin-Rambure.| 641% B Weimar. Bank. 44 82 G 
Berl,-Potad.-Med.] 11 | 4 12% bz Naber 
Berlin- Stettner. 7½ 4 1129 bz Wechsel-Gourse. 
Breolsu-Freibrg. 4 , 128 ½ b⸗ Amsterdam „eu... 410 7.3% ba. 
Cöln-Mindener . . 12½½ 78 etw. bz id e d e 2 K. 118 ba 
Prana.öt.-Eisonb, | 6 131 bau Hamburg T. 182 bz 
Ludw.-Bexbach. | 8 4 1137 8. do 2 M. 11 ½ bz 
Megd-Habergt. . 72% A 1326 0 U M. 8. 24½% b 
Magd.-Wittanbre.] 134] 4 4 %½ 6 D M. 60% G 
Malos-Ledw. A., 4 2% 4 ½ br. u. G. Wien öeterr. Währ. 8 T. 80 ba. 
NMecklenburgor . 2 4 —. ie 4 60 ba. . 2 M79 ba 
Münstor-Hammerf 44 % B. Augub urg 56. 2% b 
Nolcse-Brleger „.| 3½% A [75 U. Leipzig 4 0. 
Niederschles, ...| A | 4 9% bz. dito —— 2 en 2 M. vo @. 
N.-Bebl.-Zwalgb. | 1% 4 175% ba. aukfurt a, M. M. 50. 2 0 
Nordb. (Fr.-W.) I 3 | 4 64% a % bu d. FPeterebure W. ſar bz. à M. 964, ba. 
to Prior. — — — — G29 . ‚1871, be. 
Obarachlea. A. . 7,2186 % be. Bramen . j8 T. ba 


Berlin, 25. Juli. 
— Rogg 


roße und kleine, 36—40 Thlr. pr. 
Thlr. 


25% Thlr. bez., Novbr.⸗Dezbr. 25 Thlr. Br. Erb Koch⸗ und 
Autterwaare 51—58 Thlr. — Winterraps, ſchleſ. 100 Thlr. pr. 25 
chfl. — Winterrübſen, geringer 94 Thlr. pr. 1800 Pfd. bez. — Nüböl 
loco 14% Thlr. Br., Juli 14% Thlr. Br., Juli⸗Aug. 144 —% Thlr. bez 
und Gld., „ Thlr. Br. Aug.⸗Septbr. 14% Thlr. Br., % Thlr. Gld., 
Septbr.⸗Oktbr. 14— / Thlr. bez. und Br., 14 Thlr. Gld., Ottbr.⸗Rovbr. 
und Novbr.⸗Dezbr. 14½ — % Thlr. — Leinöl loco 14 Thlr. 


lr. 
„. Thlr. bez. und Br., 4 Thl 


* r. 
Thlr. bez. und Br., 2%, Thlr. Gd. Septbr.⸗Oktbr. 19% — 1 


ſchäfts einem reichlichen Angebot icht s 
I Gelündigt 30,000 A und feste für alle Sichten im Werthe zu 


„ Breslau, 26. Juli. Wetter: ſchön. Thermometer Früh 15° Wärme, 
Die Zufuhren von Getreide waren heut ſtärker als Nachfrage und Kauflust, 
die ſich ſehr zurückhaltend zeigte. 

Weizen war entſchieden ruhiger; pr. 8öpfd. weißer 78 93 Sgr., gelber 
78 — 92 Sgr. — Roggen wurde billiger erlaſſen; pr. Sapſd. 58-60 - 62 
—64 Sgr. — Gerſte mehr beachtet; pr. 70pfd. weiße 41—42% Sgr. — 
Hafer unverändert; pr. 50pfd. ſchleſiſcher BY Sgr. — Erbſen 
und Wicken wenig Frage. — Rapskuchen 3—51 Sgr. — Delfaaten 
waren reichlich angeboten, bei hohen Forderungen haben wir jedoch ſchlep⸗ 
pendes Gejchäft zu 1 — Schlaglein wenig angeboten. 


gr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 

Weißer Weizen 80—86—93 Erbſen 50—54 57 

gute Seen Ai en u el 384044 
eringer u. blauſpitziger 70-75 — gr. pr. Sacka 150 Pfd. Brutto. 

Gene. ar er 57-6264 Schlagkeinfaat ...- 788 182210 

Gerſteee 4042 44 Winter⸗Raps 180—208— 236 

ar 24—27—30 Winter⸗Rübſen RT 208-224 - 235 


Kleeſaat, rohe 
9-12 —15— 17% I 


Rohes Rübbl matt, pr. Ctr. loco 13%, Thlr., Termine 13% Thlr. — 
Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 18% Thlr., Sommermonate 
18% Thlr. Br., Herbſt 18% She Br. Be 

Poſen, 25. Juli. Wetter: ſchön. Roggen: matter, 

Loco per d. Monat 46% Gld., Nie 37 
September 45 Gld., September⸗Oktober 45 bez. u. Br., October⸗November 
44% Br., November⸗Dezember 44 Br. 
9 u A 5 3 * 8 BED. 1777 19 DL u. 
r., Augu — u. N r., September ez. u. Br. 
Ollober 187 Br. November 17% Glö., Dezember 17%, Old. ö 
artwig Kantorowicz Söhne. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein in Breslau, 
Druck von Grab, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Börſe. 
To 


Get, 25 Wispel. 
bez. u. Br., Auguſt⸗ 


4 
1 


